
 

  

S 15 AL 1684/05

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 12
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 AL 1684/05
Datum 07.07.2005
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Datum -

Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 07.07. 2005 wird
zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darum, ob der KlÃ¤ger einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe
(Alhi) Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus hat.

Der 1963 geborene KlÃ¤ger beantragte im Dezember 1999 die GewÃ¤hrung von
Arbeitslosengeld (Alg). Seither ist der KlÃ¤ger arbeitslos. Er wurde zwischenzeitlich
auf Kosten der Beklagten zum Informatikkaufmann ausgebildet. Der KlÃ¤ger
beantragte im Oktober 2002 die GewÃ¤hrung von Alhi. Er bezog vom 29.09.2002
bis 31.12.2004 Alhi. Seit 01.01.2005 bezieht der KlÃ¤ger Arbeitslosengeld II.

Mit Ã�nderungsbescheid vom 01.06.2004 wurde die Weiterbewilligung der Alhi
Ã¼ber das ursprÃ¼ngliche Ende des Bewilligungsabschnitts hinaus bis zum
31.12.2004 von Amts wegen weiter bewilligt. Zum Bewilligungszeitraum fÃ¼hrte
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die Beklagte aus, die Leistung Arbeitslosenhilfe werde zum 31.12.2004 abgeschafft
und durch das Arbeitslosengeld II ersetzt. Aus diesem Grunde sei der
Bewilligungsabschnitt befristet worden. FÃ¼r die Zeit danach habe der KlÃ¤ger ggf.
Anspruch auf Arbeitslosengeld II.

Der KlÃ¤ger beantragte mit Schreiben vom 08.03.2005 die teilweise RÃ¼cknahme
des Bescheides vom 01.06.2004 und die GewÃ¤hrung von Alhi in der bis zum
31.12.2004 geltenden Fassung des Gesetzes ab 01.01.2005. Es sei ihm bekannt,
dass die Arbeitslosenhilfe ab 01.01.2005 durch das 4. Gesetz fÃ¼r moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt abgeschafft sei. Diese Bestimmung sei jedoch
verfassungswidrig, da sie gegen Art. 120 Abs. 1 Satz 4 Grundgesetz (GG) verstoÃ�e.
Im Ã�nderungsbescheid vom 01.06.2004 werde nicht ausgesprochen, dass der
Bezug von Alhi Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus endgÃ¼ltig ausgeschlossen sei.
Lediglich unter Ziff. 8 der Hinweise auf Blatt 2 des Bescheides werde darauf
hingewiesen, dass Alhi zum 31.12.2004 abgeschafft werde. Dies sei als bloÃ�er
Hinweis ohne Regelungsgehalt nicht in Bestandskraft erwachsen. Der Bescheid vom
01.06.2004 sei rechtswidrig, da die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe
verfassungswidrig sei.

Mit dem angefochtenen Bescheid vom 18.03.2005 teilte die Beklagte mit, eine
Ã�berprÃ¼fung des Bescheids vom 01.06.2004 habe ergeben, dass dieser nicht zu
beanstanden sei. Die Â§Â§ 190 bis 206 Sozialgesetzbuch (SGB) III seien ab
01.01.2005 aufgehoben. Es bestehe somit keine Rechtsgrundlage fÃ¼r die
Weiterzahlung der Alhi Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus. Somit sei das Recht weder
unrichtig angewandt noch von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden.
Dagegen legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 29.03.2005 Widerspruch ein und
verwies zur BegrÃ¼ndung auf sein Schreiben vom 18.03.2005. Mit
Widerspruchsbescheid vom 07.04.2005 wurde der Widerspruch zurÃ¼ckgewiesen.
Die Beklagte verblieb hierin bei ihrer bereits geÃ¤uÃ�erten Ansicht.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 02.05.2005, das am gleich Tag bei
dem Sozialgericht (SG) einging, Klage. Er fÃ¼hrte aus, er habe mit Schreiben vom
18.03.2005 beantragt, ihm Arbeitslosenhilfe in der bis zum 31.12.2004 geltenden
Fassung zu bewilligen und im Fall, dass der Bescheid vom 01.06.2004 so
auszulegen sei, dass dadurch der Bezug von Alhi Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus
bestandskrÃ¤ftig ausgeschlossen werde, diesen Bescheid nach Â§ 44 SGB X
zurÃ¼ckzunehmen. Die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe sei verfassungswidrig, da
sie gegen Art. 120 Abs. 1 Satz 4 GG verstoÃ�e. Durch Art. 120 Abs. 1 Satz 4 GG sei
dem Bund eine erhebliche finanzielle BÃ¼rde auferlegt worden. Es handele sich hier
um eine Garantieverpflichtung der Bundesrepublik Deutschland, die durch die
Abschaffung der Alhi gegenstandslos werde. Es handele sich auch nicht um eine
Umgestaltung des Alhi-Anspruches, da das neue Alg II von der Arbeitslosenhilfe sich
so erheblich unterscheide, dass es sich hierbei um einen gÃ¤nzlich anderen
Anspruch handele. Dies ergebe sich dadurch, dass jetzt lediglich ein gewisser
Grundbetrag statt eines bisherigen Prozentsatzes des letzten Arbeitsendgeldes
gezahlt werde, der LeistungstrÃ¤ger ein anderer sei und eine neue
Anspruchsgrundlage in Form des SGB II geschaffen worden sei. Der Bund kÃ¶nne
sich nicht durch einfaches Bundesgesetz von einer finanziellen BÃ¼rde befreien, die
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ihm durch die Verfassung auferlegt sei. Es hÃ¤tte hierzu einer Ã�nderung des Art.
120 Abs. 1 Ziff. 4 GG bedurft. Zudem komme der Alhi durch die Aufnahme in Art.
120 Abs. 1 Ziff. 4 GG der Rang einer institutionellen Garantie zu. Der Wille des
historischen Verfassungsgebers kÃ¶nne nicht durch Verweis auf geÃ¤nderte
VerhÃ¤ltnisse fÃ¼r unbeachtlich erklÃ¤rt werden. Es sei auch eine neuere
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (NZS 2001, 356) zu beachten.

Mit Urteil vom 07.07.2005 hat das SG die Klage abgewiesen. Es fÃ¼hrte aus, soweit
eine Verpflichtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, 2. Alternative des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) erhoben sei, sei die Klage zulÃ¤ssig. Zwar habe die
Beklagte den Antrag auf GewÃ¤hrung von Alhi vom 09.03.2005 nicht ausdrÃ¼cklich
beschieden, so dass es an dem Vorverfahren fehle, mit dem angefochtenen
Bescheid vom 18.03.2005 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 07.04.2005
habe die Beklagte ausdrÃ¼cklich nur Ã¼ber den Antrag des KlÃ¤gers auf
Ã�berprÃ¼fung des Bescheids vom 01.06.2004 entschieden, durch den
angefochtenen Bescheid habe die Beklagte jedoch deutlich gemacht, dass der
Antrag vom 09.03.2005 auf GewÃ¤hrung von Alhi mangels Rechtsgrundlage
abzulehnen sei, so dass es bloÃ�er Formalismus sei, die Nachholung des
Vorverfahrens zu verlangen. Ein Anspruch auf Alhi Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus sei
nicht gegeben. Die entsprechenden Vorschriften im SGB III seien durch das 4.
Gesetz fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt ab 01.01.2005 aufgehoben
worden. Die Aufhebung verstoÃ�e nicht gegen hÃ¶herrangiges Recht, insbesondere
auch nicht gegen Art. 120 Abs. 1 Satz 4 GG. Nach dieser Vorschrift trage der Bund
die ZuschÃ¼sse zu den Lasten der Sozialversicherung mit Einschluss der
Arbeitslosenversicherung und der Alhi. Der vom KlÃ¤ger zitierte Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 14.03.2001, Az.: 1 BvR 2402/97 kÃ¶nne
die Ansicht des KlÃ¤gers nicht stÃ¼tzen. Bei den durch das 4. Gesetz fÃ¼r moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vorgenommenen Ã�nderungen handele es sich
nÃ¤mlich nicht um eine Abschaffung der Arbeitslosenhilfe, sondern lediglich um die
ZusammenfÃ¼hrung der frÃ¼heren Leistungen Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe
fÃ¼r erwerbsfÃ¤hige BedÃ¼rftige zu einer Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende.
Hierzu verwies das SG auf die BegrÃ¼ndung des Gesetzentwurfes in der 
Bundestagsdrucksache 15/1516. Es handele sich um eine Ausgestaltung der in Art.
120 Abs. 1 Satz 4 GG genannten Leistung. Da Art. 120 Abs. 1 Satz 4 GG keine
Vorgaben dazu mache, wie diese Leistung auszugestalten sei, liege ein VerstoÃ�
gegen diese Vorschrift nicht vor. Es kÃ¶nne dahingestellt bleiben, ob ein Eingriff in
den Schutz des Eigentums, das durch Art. 14 Abs. 1 GG gewÃ¤hrleistet werde,
vorliege, da ein eventueller Eingriff in das Eigentumsrecht durch GrÃ¼nde des
Ã¶ffentlichen Interesses unter BerÃ¼cksichtigung des Grundsatzes der
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit gerechtfertigt sei. In dem bereits zitierten Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts vom 14.03.2001 habe dieses dargelegt, dass die
Sanierung der Staatsfinanzen durch Einsparungen auf der Ausgabenseite ein
wichtiges Ziel des Gesetzgebers zu Gunsten des Staatsganzen darstelle. Zur
Erreichung dieses Zieles stehe es dem Gesetzgeber frei, in das LeistungsgefÃ¼ge
des Sozialrechts ordnend einzugreifen (vgl. dazu auch Beschluss des Hessischen
Landessozialgerichts vom 26.04.2005, Az.: L 6 B 141/04 AL). Das Eigentumsrecht
eines Leistungsberechtigten werde dabei nicht verletzt, wenn der Eingriff durch
GrÃ¼nde des Ã¶ffentlichen Interesses unter BerÃ¼cksichtigung des Grundsatzes
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der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit gerechtfertigt werde. Durch das 4. Gesetz fÃ¼r
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wolle der Gesetzgeber die
Eigeninitiative von erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen und damit die
Wiedereingliederung in die Arbeitswelt intensivieren. Zudem sollten durch das
Gesetz Einsparungen in den Ã¶ffentlichen Haushalten einschlieÃ�lich des
Haushaltes der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit erzielt werden. Die ZusammenfÃ¼hrung
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zu einer Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende sei
geeignet und erforderlich, die dargelegten gesetzgeberischen Ziele zu erreichen.
Hierdurch werde der KlÃ¤ger auch nicht unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig belastet. Er habe bis
31.12.2004 Alhi in HÃ¶he von zuletzt 603,- EUR monatlich bezogen. Die ab
01.01.2005 bezogene Leistung nach dem SGB II belaufe sich auf insgesamt 525,-
EUR monatlich. Ein Anspruch nach Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X, den Bescheid vom
01.06.2004 aufzuheben und Alhi auch ab 01.01.2005 zu gewÃ¤hren, sei daher nicht
begrÃ¼ndet. Die Beklagte sei unstreitig von keinem unrichtigen Sachverhalt
ausgegangen, sie habe auch das Recht nicht unrichtig angewandt. Rechtsgrundlage
fÃ¼r die Befristung der Alhi bis 31.12.2004 sei Â§ 190 Abs. 3 Satz 1 SGB III in der ab
01.04.2004 bis 31.12.2004 geltenden Fassung, wonach Alhi lÃ¤ngstens bis zum
31.12.2004 bewilligt werden dÃ¼rfe. Somit sei ein VerstoÃ� gegen hÃ¶herrangiges
Recht nicht erkennbar, die Voraussetzungen dafÃ¼r, das Verfahren gemÃ¤Ã� Art.
100 Abs. 1 GG auszusetzen und eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
herbeizufÃ¼hren, lÃ¤gen daher ebenfalls nicht vor.

Dagegen hat der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 13.09.2005, das am 14.09.2005 bei
dem Landessozialgericht (LSG) einging, Berufung eingelegt. Er vertritt weiterhin die
Ansicht, dass das 4. Gesetz fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt einen
VerstoÃ� gegen Art. 120 Abs. 1 Satz 4 GG darstelle. Mit dieser Vorschrift habe der
Bund eine Garantie dafÃ¼r Ã¼bernommen, dass die Leistungen der
Sozialversicherung unter allen UmstÃ¤nden aufrecht erhalten blieben. Die
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende falle hinter diese Garantie entscheidend
zurÃ¼ck. Es werde lediglich ein Grundbetrag von 345,- EUR zuzÃ¼glich Kosten
fÃ¼r Unterkunft und Heizung bewilligt. Er werde hier im Ergebnis einem
SozialhilfeempfÃ¤nger gleichgestellt, der keine BeitrÃ¤ge in die
Arbeitslosenversicherung bezahlt habe. Sinn der Arbeitslosenhilfe sei es jedoch, den
Arbeitslosen nicht der Sozialhilfe anheim fallen zu lassen. Er verliere hierdurch seine
wirtschaftliche BetÃ¤tigungsfreiheit. Er erhalte lediglich ein Taschengeld. Dieses
mÃ¼sse er fÃ¼r die dringlichsten GrundbedÃ¼rfnisse ausgeben. Durch das 4.
Gesetz fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt werde die Arbeitslosenhilfe
abgeschafft, nicht lediglich umgestaltet. Dies ergebe sich auch aus dem Bescheid
der Beklagten vom 01.06.2004. Der Bund trage auch nicht die ZuschÃ¼sse zu den
Lasten der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende, da gemÃ¤Ã� Â§ 46 Abs. 4 SGB II
die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit fÃ¼r jeden Arbeitssuchenden, der in die
Grundsicherung wechsele, dem Bund einen bestimmten Betrag zu erstatten habe.
Es sei ihm bekannt, dass Art. 120 Abs. 1 Satz 4 GG nur im VerhÃ¤ltnis zwischen
Bund und LÃ¤ndern gelte. Nach Auffassung des BSG kÃ¶nne sich aus Art. 120 Abs.
1 Satz 4 GG unter bestimmten UmstÃ¤nden auch ein Anspruch der
SozialversicherungstrÃ¤ger gegen den Bund ergeben. Der Klageanspruch ergebe
sich daher nicht unmittelbar aus Art. 120 Abs. 1 Satz 4 GG. Er ergebe sich daraus,
dass ihm durch den Leistungsbescheid bis 31.12.2004 Rechte zuerkannt worden
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seien, aufgrund eines verfassungswidrigen Gesetzes, der Weiterbezug der
Leistungen bei unverÃ¤ndertem Sachverhalt verwehrt werde.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 07.07.2005 und den Bescheid der
Beklagten vom 18.03.2005 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 07.04.2005
aufzuheben und die Beklagte zur GewÃ¤hrung von Arbeitslosenhilfe in gesetzlicher
HÃ¶he ab 01.01.2005 zu verurteilen, hilfsweise die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 18.03.2005 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
07.04.2005 zu verpflichten, den Bescheid vom 01.06.2004 insoweit abzuÃ¤ndern,
als durch diesen Bescheid die Bewilligung von Arbeitslosenhilfe Ã¼ber den
31.12.2004 hinaus ausgeschlossen wurde und die Beklagte zur Bewilligung von
Arbeitslosenhilfe in gesetzlicher HÃ¶he ab 01.01.2005 zu verurteilen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend und verweist auf ihre
AusfÃ¼hrungen im sozialgerichtlichen Verfahren.

BezÃ¼glich der weiteren Einzelheiten wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten
sowie auf die Akten des Sozialgerichts und des Landessozialgerichts verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte gem. Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung entscheiden, da die Beteiligten hiermit ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt
haben.

Die Berufung ist nach Â§Â§ 143, 144 SGG zulÃ¤ssig.

Der KlÃ¤ger hat mit seinem Schreiben vom 08.03.2005 einen Antrag auf
Weiterbewilligung von Alhi Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus und einen Antrag auf
teilweise RÃ¼cknahme des Bescheides vom 01.06.2004 gestellt, sofern dieser
dahingehend auszulegen sei, dass der Bezug von Arbeitslosenhilfe Ã¼ber den
31.12.2004 hinaus bestandskrÃ¤ftig ausgeschlossen sei. In dem
Widerspruchsbescheid vom 07.04.2005 ist die Beklagte ausdrÃ¼cklich nur auf den
Antrag gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X eingegangen und hat Ã¼ber diesen entschieden. Sie
hat jedoch in dem angefochtenen Bescheid vom 18.03.2005 ihren Standpunkt
deutlich gemacht, dass ein Anspruch auf Alhi Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus, nicht
gegeben sei. Der Senat sieht daher in Ã�bereinstimmung mit dem SG den Erlass
eines Bescheides und ggf. Widerspruchbescheides in dem Ã¼ber den geltend
gemachten Anspruch auf Alhi Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus entschieden wird, nicht
fÃ¼r notwendig an, da die Beklagte in dem angefochtenen Bescheid die
WeitergewÃ¤hrung von Alhi Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus wegen fehlender
Rechtsgrundlage abgelehnt hat.
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Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet.

1. Der geltend gemachte Anspruch des KlÃ¤gers auf Weiterzahlung von Alhi Ã¼ber
den 31.12.2004 hinaus ist abzulehnen, da hierfÃ¼r keine Rechtsgrundlage existiert.
Die Abschaffung der Â§Â§ 190 bis 206 SGB III durch das 4. Gesetz fÃ¼r moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt verstÃ¶Ã�t nicht gegen das Grundgesetz. Ein
Anspruch auf Zahlung von Alhi Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus besteht daher nicht.

Durch das 4. Gesetz fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurden die 
Â§Â§ 190 bis 206 SGB III, die Grundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Alhi waren,
aufgehoben. Statt dessen wurde im SGB II, das am 01.01.2005 in Kraft trat, ein
Anspruch auf Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende geschaffen. Gleichzeitig wurde
das Bundessozialhilfegesetz aufgehoben und mit dem SGB XII ein Anspruch auf
Sozialleistung fÃ¼r nicht erwerbsfÃ¤hige SozialhilfebedÃ¼rftige geschaffen. Der
Personenkreis, der Anspruch auf Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende hat, ist
nicht mit dem Personenkreis identisch, der Anspruch auf Alhi hatte. Erfasst werden
vom SGB II Arbeitssuchende, HilfebedÃ¼rftige und Personen, die mit ihnen in einer
Bedarfsgemeinschaft leben, sofern der HilfsbedÃ¼rftige erwerbsfÃ¤hig ist (Â§ 1
Abs. 1 SGB II). TrÃ¤ger der Leistungen nach dem SGB II sind die Beklagte und die in 
Â§ 6 Abs. 1 Ziff. 2 SGB II genannten kreisfreien StÃ¤dte und Kreise, soweit das
Landesrecht nicht andere TrÃ¤ger bestimmt. Hinsichtlich den Anforderungen an den
Leistungsbezieher und der LeistungshÃ¶he gibt es Unterschiede zu dem Anspruch
auf Alhi.

GemÃ¤Ã� Â§ 46 Abs. 1 SGB II trÃ¤gt der Bund die Aufwendungen fÃ¼r die
Grundsicherung der Arbeitssuchenden einschlieÃ�lich der Verwaltungskosten,
soweit die Leistungen von der Bundesagentur erbracht werden. Der Bund beteiligt
sich zweckgebunden an den Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung gemÃ¤Ã� Â§
46 Abs. 5 i. V. m. Â§ 22 Abs. 1 SGB II. Die HÃ¶he der Beteiligung betrÃ¤gt im Jahr
2005 29,1% (Â§ 46 Abs. 6 SGB II).

GemÃ¤Ã� Art.120 Abs.1 Satz 4 GG trÃ¤gt der Bund die ZuschÃ¼sse zu den Lasten
der Sozialversicherung mit Einschluss der Arbeitslosenversicherung und der
Arbeitslosenhilfe. Hierbei handelt es sich um eine allgemeine Schutzklausel zur
Aufrechterhaltung der gesetzlich nicht geregelten, tatsÃ¤chlich bestehenden
Lastenverteilung zwischen dem Bund einerseits sowie den LÃ¤ndern und
Gemeinden andererseits. Nach Art. 120 Abs. 1 Satz 4 GG trÃ¤gt der Bund die
ZuschÃ¼sse zur Sozialversicherung und der Arbeitslosenhilfe nach MaÃ�gabe
nÃ¤herer gesetzlicher Regelung (vgl. hierzu BSG NJW 1979, 1059). Art. 120 Abs. 1
Satz 5 GG stellt klar, dass Art. 120 Abs. 1 GG lediglich die finanzielle Verantwortung
zwischen Bund und LÃ¤ndern regelt, keinesfalls aber dem StaatsbÃ¼rger hierdurch
bestimmte LeistungsansprÃ¼che eingerÃ¤umt werden. Art. 120 GG ist also keine
Anspruchsnorm, es kÃ¶nnen hieraus keine AnsprÃ¼che gegen die Ã¶ffentliche
Hand hergeleitet werden wegen SchÃ¤den, die durch den Krieg oder Kriegsfolgen
verursacht werden (vgl. hierzu Schmidt â�� Bleibtreu/Klein, Kommentar zum
Grundgesetz, Art. 120 Anm. 4 und 5). AnsprÃ¼che auf Sozialleistungen lassen sich
hieraus ebenfalls nicht herleiten. Somit kann Art. 120 GG â�� wie auch der KlÃ¤ger
selbst erkannt hat â�� nicht als Anspruchsgrundlage fÃ¼r die Weiterzahlung von
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Alhi Ã¼ber den 31.12.2004 hinaus herangezogen werden. Art. 120 GG regelt
lediglich die Lastenverteilung zwischen Bund und LÃ¤ndern.

Dagegen wird Ã¼ber Art. 20 GG, der das Sozialstaatsprinzip regelt, der
existenznotwendige Bedarf als die Untergrenze fÃ¼r den Zugriff durch die
Einkommensteuer festgelegt. Individualisierte AnsprÃ¼che lassen sich auch hieraus
nicht herleiten. Konkrete Rechte des Einzelnen und konkrete Pflichten des Staates
lassen sich aber aus den Grundrechten i. V. m. den Sozialstaatsprinzip ableiten (vgl.
Schmidt-Bleibtreu /Klein a.a.O. Art.20 Anm51 f.). Im Ã¼brigen steht die
Lastenverteilung zwischen dem Bund und den LÃ¤ndern betreffend die soziale
Versicherung und die Alhi unter nÃ¤herer gesetzlicher Regelung. Diese gesetzliche
Regelung wird in Â§ 46 SGB II getroffen. Ein VerstoÃ� gegen Art. 120 Abs. 1 Satz 2
GG kann daher nicht gesehen werden. Es besteht daher kein Anlass fÃ¼r den Senat
den Rechtsstreit gemÃ¤Ã� Art. 100 GG dem Bundesverfassungsgericht in Hinblick
auf die Regelung des Art. 120 Abs.1 Satz 4 GG vorzulegen.

Die im SGB II geregelte Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende hat ihre Wurzeln
sowohl im Recht der ArbeitsfÃ¶rderung als auch im Recht der Sozialhilfe.
GrundsÃ¤tze des Sozialhilferechts lassen sich insbesondere im
Bedarfsdeckungsgrundsatz erkennen, der im Gegensatz zu dem bisherigen
Leistungen der Alhi besteht, die sich nach dem am Arbeitsmarkt erzielten bzw. zu
erzielenden Entgelt richtete. Dagegen war auch bei der Bewilligung von Alhi die
BedÃ¼rftigkeit des Antragstellers und eventuelles Nebeneinkommen zu
berÃ¼cksichtigen. Da sich die HÃ¶he der Alhi nach dem zu erzielenden Entgelt
richtete, war die Alhi nicht zwangslÃ¤ufig hÃ¶her als die Sozialhilfe. In vielen
FÃ¤llen mussten Bezieher von Alhi daneben noch Sozialhilfe in Anspruch nehmen.
Im Hinblick auf die FÃ¶rderung der Arbeitsaufnahme im SGB II wird in Â§ 16 Abs.1
SGB II auf Bestimmungen des SGB III verwiesen. Der Begriff der Arbeitslosenhilfe
wurde erst im Jahr 1957 eingefÃ¼hrt. Die GewÃ¤hrung von Alhi setzte nicht in
jedem Fall eigene Beitragsleistung voraus. Vielmehr wurde die
beitragsunabhÃ¤ngigen sogenannte originÃ¤re Arbeitslosenhilfe erst nach und nach
abgeschafft, zuletzt durch das Dritte SGB Ã�ndG vom 22.12.1999 zum 01.01.2000.
Darin zeigt sich, dass die GewÃ¤hrung von Alhi nicht notwendigerweise eine
Beitragsleistung vorausgesetzt hat. Die NÃ¤he der Arbeitslosenhilfe zur
Versicherungsleistung Arbeitslosengeld kann nicht darÃ¼ber hinwegtÃ¤uschen,
dass es sich bei der Arbeitslosenhilfe um eine Sozialleistung handelte, die aus
Steuermitteln finanziert und nur bei BedÃ¼rftigkeit des Arbeitslosen gewÃ¤hrt
wurde ( vergl. Voelzke Kommentar zum SGB II, EinfÃ¼hrung Anm. 63).

Der KlÃ¤ger bezieht seit 01.01.2005 Arbeitslosengeld II. Diese Leistung ist in seinem
Falle geringer als die bisher gewÃ¤hrte Alhi. Das Existenzminimum wird hierdurch in
jedem Falle aber gewahrt. Insoweit kÃ¶nnen die Leistungen nach dem SGB II sogar
Ã¼ber die Alhi hinausgehen. Eine Verletzung des Sozialstaatsprinzips kann daher
nicht gesehen werden. Ein Anspruch des KlÃ¤gers auf die genaue Beibehaltung der
bisherigen Alhi was deren HÃ¶he und die zustÃ¤ndige BehÃ¶rde betrifft lÃ¤sst sich
weder aus Art. 20 GG noch aus den in Art. 1 bis 19 GG geregelten Grundrechten
entnehmen. Schon bisher wurde die Alhi aus Steuermitteln finanziert. Somit kann
sich der KlÃ¤ger nicht mit Erfolg dagegen wehren, dass er nunmehr auf eine
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Sozialleistung verwiesen wird, die ebenfalls aus Steuermitteln finanziert wird und in
ihrer HÃ¶he nicht vom am Arbeitsmarkt erzielbaren Entgelt, sondern vom Bedarf
abhÃ¤ngig ist.

Zudem entspricht es der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes, dass
der Gesetzgeber grundsÃ¤tzlich befugt ist, in das LeistungsgefÃ¼ge des
Sozialrechts ordnend einzugreifen. Das Eigentumsrecht des Leistungsberechtigten
wird dabei nicht verletzt, wenn der Eingriff durch GrÃ¼nde des Ã¶ffentlichen
Interesses unter BerÃ¼cksichtigung des Grundsatzes der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit
gerechtfertigt ist. Es kann daher dahingestellt bleiben, ob durch einen Eingriff in das
Recht der Arbeitslosenhilfe der Eigentumsschutz des Art. 14 Abs. 1 GG berÃ¼hrt
wird. Das Ziel der Sanierung der Staatsfinanzen durch Einsparungen auf der
Ausgabenseite ist eine Ã¼bergreifende und legitime Aufgabe des Gesetzgebers zu
Gunsten des Staatsganzen (vergl Beschluss des BVerfG vom 14.03.2001 Az.: BvR
2402/97). Dass das vierte Gesetz fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
auch von dieser Absicht getragen wird ergibt sich u.a. aus der 
Bundestagsdrucksache 15/1516.

2. Soweit es sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das
Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist,
der sich als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht
erbracht oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind, ist der Verwaltungsakt,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen (Â§ 44 Abs. 1 SGB X).

Die Beklagte hat bei Erlass des Bescheides vom 01.06.2004 weder das Recht
unrichtig angewandt noch ist sie von einem Sachverhalt ausgegangen, der sich als
unrichtig erweist. Ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Aufhebung des Bescheides vom
01.06. 2004 gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X ist daher nicht gegeben. Soweit dem KlÃ¤ger bis
zum 31.12.2004 Alhi gewÃ¤hrt wurde, handelt es sich um einen begÃ¼nstigenden
Verwaltungsakt, den der KlÃ¤ger insoweit auch nicht angreift. Fraglich ist, ob der
Bescheid vom 01.06.2004 Ã¼berhaupt eine darÃ¼ber hinausgehende Regelung in
der Form trifft, dass AnsprÃ¼che auf Alhi ab 01.01.2005 verneint werden. Dies kann
jedoch dahingestellt bleiben, da bei Erlass des Bescheides vom 01.06.2004 weder
das Recht unrichtig angewandt noch von einem unzutreffenden Sachverhalt
ausgegangen worden ist. Wie oben bereits dargelegt wurde, bestand nÃ¤mlich nach
dem 31.12.2004 keine Rechtsgrundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Alhi und somit
kein Anspruch auf Alhi mehr. Stattdessen hat der KlÃ¤ger Arbeitslosengeld II
bezogen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht.

Erstellt am: 04.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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